Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2441 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Lehrbeauftragten des Bundestages gemäß Artikel 45 b 

des Grundgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

(1) Der Wehrbeauftragte des Bundestages 
(Wehrbeauftragter) und sein Stellvertreter 
werden auf Vorschlag des Ausschusses für 
Verteidigung des Deutschen Bundestages 
(Verteidigungsausschuß) vom Bundestag ge- 
wählt. Eine Aussprache findet nicht statt. 

(2) Der Vorschlag des Verteidigungsaus- 
schusses bedarf einer Mehrheit von zwei 
Dritteln seiner Mitglieder. 

§2 

(1) Zum Wehrbeauftragten und zu seinem 
Stellvertreter ist jeder Deutsche wählbar, der 
das Wahlrecht zum Deutschen Bundestage 
besitzt und das 35. Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Das Amt des Wehrbeauftragten und 
seines Stellvertreters dauert 4 Jahre. An- 
schließende Wiederwahl ist nur einmal zu- 
lässig. 

(3) Der Wehrbeauftragte und sein Stellver- 
treter dürfen kein anderes besoldetes Amt, 
kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und 
weder der Leitung und dem Aufsichtsrate 
eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens 
noch einer gesetzgebenden Körperschaft an- 
gehören. 


(4) Der Wehrbeauftragte und sein Stellver- 
treter leisten bei der Amtsübernahme vor 
dem Bundestag den in Artikel 56 des Grund- 
gesetzes vorgesehenen Eid. 

§3 

(1) Der Wehrbeauftragte steht nach Maß- 
gabe dieses Gesetzes in einem öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnis. 

(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der 
Vereidigung. 

(3) Das Amtsverhältnis endet 

mit Ablauf der Amtsperiode, 
mit der Abberufung, 
mit dem Rücktritt. 

(4) Der Wehrbeauftragte oder sein Stell- 
vertreter können durch Beschluß des Bundes- 
tages abberufen werden. Dieser Beschluß be- 
darf der Zustimmung von zwei Dritteln der 
Mitglieder des Bundestages. 

§4 

(1) Der Wehrbeauftragte hat die ständige 
Amtspflicht, die Grundrechte zu schützen 
und die Einhaltung der Gesetze im Bereich 
der dem Bundesminister für Verteidigung 
unterstehenden zivilen und militärischen 
Einrichtungen zu überwachen. 

(2) Der Verteidigungsausschuß legt im 
Rahmen dieses Gesetzes für die Tätigkeit des 
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Wehrbeauftragten periodisch allgemeine 
Richtlinien fest. Im übrigen ist der Wehrbe- 
auftragte an Weisungen nicht gebunden. 

(3) Jedermann hat das Recht, sidi ohne 
Einhaltung eines Dienstweges unmittelbar an 
den Wehrbeauftragten zu wenden. 

(4) Der Wehrbeauftragte hat das Recht, 
jederzeit unangemeldet die Bundeswehr und 
sämtliche dem Bundesminister für Verteidi- 
gung unterstehenden Behörden aufzusuchen 
und die für die Erfüllung seiner Amtspflich- 
ten erforderlidien Ermittlungen anzustellen. 
Der Wehrbeauftragte kann den Behörden, 
die zur Verfolgung von strafbaren Hand- 
lungen oder Dienstvergehen berufen sind, 
Weisungen erteilen, um ein Verfahren gegen 
einen Soldaten oder gegen einen Verwal- 
tungsangehörigen der Bundeswehr einzu- 
leiten oder durchzuführen. 

(5) Gerichte und Verwaltungsbehörden 
sind zur Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. 

(6) Der Wehrbeauftragte hat Zutritt zu 
den Sitzungen des Verteidigungsausschusses. 
Dieser kann seine Anwesenheit verlangen 
und von ihm Auskunft fordern. 

(7) Der Wehrbeauftragte erstattet dem 
Bundestag jährlich einen schriftlichen Bericht, 
der zu veröffentlichen ist. Der Bundestag 
nimmt zu diesem Bericht Stellung. 

§5 

(1) Der Wehrbeauftragte und sein Stellver- 
treter erhalten vom Beginn des Kalender- 


monats an, in dem das Amtsverhältnis be- 
ginnt, bis zum Schluß des Kalendermonats, 
in dem das Amtsverhältnis endet, folgende 
Amtsbezüge: 

der Wehrbeauftragte nach Besoldungs- 
gruppe B 2, 

der Stellvertreter des Wehrbeauftragten 
nach Besoldungsgruppe B 4 

zuzüglich einer Dienstaufwandsentschädigung 
von jährlich 2 400 Deutsche Mark. 

(2) Im übrigen finden die §§ 14 bis 20 des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mit- 
glieder der Bundesregierung entsprechende 
Anwendung. 

§6 

Der Wehrbeauftragte hat seinen Dienstsitz 
beim Bundestag. 

§7 

Dem Wehrbeauftragten sind die für die 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen 
Hilfskräfte, einschließlich militärischer und 
juristisdier Sachverständiger, zur Verfügung 
zu stellen. 

§8 

Die Mittel für den Wehrbeauftragten und 
seine Hilfskräfte werden im Haushalt des 
Deutschen Bundestages veranschlagt. 


Bonn, den 7. Juni 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



